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Die in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen einer Sparkas­
se enthaltene Bestimmung 
»N um m er 11 Aufrechnung und Verrechnung 
(1) Aufrechnung durch den KundenDer Kunde darf Forde­
rungen gegen die Sparkasse nur insoweit aufrechncn, als seine 
Forderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.« 
ist im Verkehr mit Verbrauchern gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 2 N r. 1 BGB unwirksam......................................................... 132

a) Ein Klageantrag ist grundsätzlich hinreichend bestimmt im 
Sinne des § 253 Abs. 2 N r. 2 ZPO , w enn er den erhobenen A n­
spruch konkret bezeichnet, dadurch den Rahmen der gericht­
lichen Entscheidungsbefugnis (§ 308 ZPO ) abstcckt, Inhalt 
und Umfang der materiellen Rechtskraft der begehrten Ent­
scheidung (§ 322 ZPO ) erkennen lässt, das Risiko eines Un- 
terliegens des Klägers nicht durch vermeidbare Ungcnauigkcit 
auf den Beklagten abwälzt und schließlich eine Zwangsvoll­
streckung aus dem U rteil ohne eine Fortsetzung des Streits im 
Vollstreckungsverfahren erwarten lässt.
b) Z ur Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben in § 253 Abs. 2 
Nr. 2 Z P O  kom m t es nicht darauf an, ob der maßgebliche 
Sachverhalt bereits vollständig beschrieben oder ob der Kla­
geanspruch schlüssig und substantiiert dargelegt worden ist. 
Vielmehr ist cs im Allgemeinen ausreichend, wenn der A n­
spruch als solcher identifizierbar ist.
c) M acht ein Vermieter M ietrückstände (und ggfs. sonstige 
aus dem M ietverhältnis resultierende Forderungen) geltend 
und bezieht er sich dabei auf den Inhalt eines M ietkontos, in 
das Bruttom ieten und dam it auch Ansprüche auf N ebenkos- 
tenvorauszahlungen eingestellt sind, bringt er beim Fehlen 
weiterer Erklärungen zum Ausdruck, dass er diese Ansprü­
che (und nicht N achfordcrungen aus erteilten Ncbenkos- 
tenabrcchnungen) zum Gegenstand seiner Klage macht. Das 
Gericht darf die Bestimmtheit des Klagebegehrens nicht des­
wegen in Frage stellen, weil der Vermieter nach Eintritt der 
Abrechnungsreife (§ 556 Abs. 3 BGB) keine Vorauszahlungen 
mehr verlangen darf. D ies ist ausschließlich eine Frage der Be- 
gründetheit der Klage.
d) Berücksichtigt der Vermieter in dem der Klage zugrunde 
gelegten M ietkonto zugunsten des Mieters Zahlungen und 
Gutschriften, ohne diese konkret einer bestimmten Forde­
rung oder einem bestimmten Forderungsteil (Nettom iete 
oder Nebenkostenvorauszahlung) zuzuordnen, stellt dies die 
Bestimmtheit des Klageantrags nicht ohne Weiteres in Frage. 
Vielmehr kom m t hier im Rahmen der gebotenen Auslegung 
des Klagebegehrens auch ohne ausdrückliche Verrechnungs- 
oder Aufrechnungserklärung ein Rückgriff auf die gesetzliche 
Anrechnungsreihenfolgc des § 366 Abs. 2 BGB in Betracht.
e) Bei unzureichenden Zahlungen auf N ettom icten aus ver­
schiedenen Zeiträumen ist § 366 Abs. 2 BGB direkt und nicht 
nur analog heranzuziehen, weil § 366 BGB das Schuldverhält­
nis im engeren Sinne, also die einzelne Forderung, meint und 
daher auch bei einer M ehrheit von Forderungen aus demsel­
ben Schuldverhältnis (im weiteren Sinne) direkt anwendbar 
ist. H andelt es sich nicht um  Zahlungen des Mieters, sondern 
um Gutschriften des Vermieters, kom m t eine entsprechende 
Anwendung von § 366 Abs. 2 BGB in Betracht.
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f) Eine analoge Anwendung des § 366 Abs. 2 BGB ist auch 
insoweit geboten, als erfolgte Zahlungen des Schuldners oder 
erteilte Gutschriften nicht ausrcichcn, um die jeweilige m o­
natliche Bruttomiete zu tilgen, weil sich es hierbei zw ar um  
eine einheitliche Forderung aus verschiedenen Bestandteilen 
(N ettom iete zuzüglich Ncbenkostcnvorauszahlung) handelt, 
die Forderung auf Ncbenkostcnvorauszahlung aber weitge­
hende rechtliche Eigenständigkeiten aufweist, die es recht- 
fertigen, bei unzureichenden Zahlungen des Mieters die Vor­
schrift des § 366 BGB analog heranzuziehen.............................. 139

a) Die Kündigungsbeschränkung nach § 577a Abs. la  Satz 1 
BGB erfordert nicht, dass zusätzlich zu den im Tatbestand 
dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen -  hier die nach 
der Überlassung an den M ieter erfolgte Veräußerung des ver­
mieteten W ohnraums an eine Personengesellschaft (§ 577a 
Abs. la  Satz 1 N r. 1 Alt. 1 BGB) -  an dem vermieteten W ohn- 
raum  W ohnungseigentum begründet worden ist oder der Er­
w erber zumindest die A bsicht hat, eine solche W ohnungsum ­
wandlung vorzunehmen.
b) Diese Auslegung des § 577a Abs. la  Satz 1 BGB verstößt 
weder gegen die verfassungsrechtlich geschützten Rechte des 
Vermieters gemäß Art. 3 Abs. 1G G  und Art. 14 G G  noch gegen
den verfassungsrechtlichen V erhältnismäßigkeitsgrundsatz... 162

a) Genussrechte können nur dann als inhaltsglciche Schuld­
verschreibungen aus Gesamtemissionen dem Schuldvcrschrei- 
bungsgesetz unterfallen, wenn sie in einer U rkunde verbrieft 
sind (Genussschein).
b) In einem Prozess über Rechte der Schuldverschrcibungs- 
gläubiger aus den Schuldverschreibungen sind diese auch 
dann Partei des Prozesses, wenn sie einen gemeinsamen Ver­
treter bestellt haben. D er gemeinsame Vertreter ist in diesem 
Prozess -  soweit seine Vertretungsbefugnis reicht -  Vertreter 
der Schuldverschreibungsgläubiger und hat deren Rechte im 
fremden N am en geltend zu machen.
c) Kosten, die einem gemeinsamen Vertreter für Prozesse 
entstehen, welche die Gläubiger zur Durchsetzung ihrer A n­
sprüche aus den Schuldverschreibungen führen, gehören nicht 
zu den vom Schuldner zu tragenden Aufwendungen des ge­
meinsamen Vertreters.
d) Die Vertretungsmacht im Insolvenzverfahren berechtigt 
den gemeinsamen Vertreter auch ohne vorhergehenden ge­
sonderten Beschluss der Gläubigerversammlung, der For­
derungsanmeldung eines anderen Gläubigers zu w iderspre­
chen und die Schuldverschreibungsgläubiger in einem sich 
anschließenden, von dem anderen Gläubiger angestrengten 
Feststellungsprozess zu vertreten.
e) Eine mit »Nachrangigkeit« überschriebcne Klausel in den
Bedingungen eines Gcnussrechts, aus der sich klar und un­
missverständlich ergibt, dass die Forderungen der Genuss­
rechtsgläubiger gegenüber einfachen Insolvenzgläubigern 
nachrangig sind, enthält auch dann keinen zu r Nichtigkeit 
der Nachrangregelung gegenüber den einfachen Insolvenz­
gläubigern führende unangemessene Benachteiligung auf­
grund eines Verstoßes gegen das Transparenzgebot, wenn 
eine von der Klausel zusätzlich vorgesehene Regelung der 
Rangklasse innerhalb der nachrangigen Forderungen unklar 
ist oder Auslegungszweifel aufwirft, sofern die Regelungen 
insoweit inhaltlich und sprachlich trennbar sind.......................  183
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